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Bûl SPLITTER 
Parlament sthmiit für EU-W-
trttt RumUnltns und Bulgariens 
STRASSBURG - Rumänien und Bulgarien 
haben auf ihrem Weg in die Europäische 
Union eine Hürde genommen. Trotz heftiger 
Kritik an Defiziten in beiden Ländern stimmte 
das Europaparlament mit grosso' Mehrheit für 
den geplanten EU-Beitritt im Jahr 2007. (sda) 

Gekrönte Häupter erwartet 
PARIS - Mit Trauergeleit und Totenmesse 
nimmt Monaco am kommenden Freitag Ab­
schied von Fürst Rainier IH. Rund 3000 gela­
dene Gäste, neben ausländischen Staatsgäs­
ten zahlreiche gekrönte Häupter, weiden zu 
den Beisetzungsfeierlichkeiten dir den 81-
jährigen Monarchen erwartet. (sda/afp) 

«Johnny B. 6oode» ist tot 
ST. LOUIS - Der amerikanische Rock'n'­
Roll-Musiker und Komponist Johnnie Johnson 
ist am Mittwoch im Alto von 80 Jahren ge­
storben. Johnson schrieb zusammen mit Chuck 
Berry Hits wie «Roll Over Beethoven» und 
wunde von seinem Partner in «Johnny B. Goode» 
verewigt Nachdem sich ihre Wege in den frü­
hen 70er-Jahren trennten, trat Johnson unter 
anderem mit Keith Richards, Eric Clapton, 
John Lee Hooker und Bo Diddley auf. (AP) 
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Botschafter-Affäre 
Abberufung des Deutschen Botschafters für die Schweiz und Liechtenstein 
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Der Ausschuss vernimmt heute 
Donnerstag vier hochrangige Be­
amte aus dem Auswärtigen Amt, 
die für die Visa-Vergabe verant­
wortlich waren oder sind. 

Ein Gesuch zur Entlassung Elbes 
liegt nach einem Bericht der «Leip­
ziger Volkszeitung» bereits bei 
Bundespräsident Horst Köhler. Das 
Auswärtige Amt wollte sich zu dem 
Bericht nicht äussern. Elbe hatte 
Ende März in einem Schreiben, das 
zeitgleich in einer Zeitung er­
schien, Fischer auch in der Kontro­
verse über die Nachrufe auf Diplo­
maten «miserables Krisenmanage-
ment» und eine «Spaltung des Aus­
wärtigen Amtes» vorgeworfen. 

Elbe, der im Mai 64 Jahre alt 
wird, war von 1987 bis 1992 Büro-
chef von Fischers Amtsvotgänger 
Hans-Dietrich Genscher. Im Falle 
seiner Ablösung wäre er nach dem 
ehemaligen Botschafter in Madrid, 
Joachim Bitterlich, der zweite 
hochrangige Diplomat, den Fischer 
in den einstweiligen Ruhestand 
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versetzte. Bitterlich war aussenpo-
litischer Berater von Exkanzler 
Helmut Kohl. 

Die Koalition legte am Mittwoch 
in Berlin einen Antrag vor, wonach 
vorbehaltlich der Zustimmung Fi­
scher^, «ausnahmsweise» die Fern-
seh-Übertragung seiner Anhörung 
am 25. April gestattet werden solle. 
Bisher hatte die Union eine Fern-

seh-Übertragung nur der Aussage 
Fischers als «Lex Fischen» abge­
lehnt und stattdessen die Übertra­
gung aller Zeugenvernehmungen 
verlangt. Ein Kompromiss im Aus­
schuss könnte auf einen kleinen 
Personenkreis hinauslaufen, bei 
dem die Übertragung gestattet 
wird. Fischer wies in einem Inter­
view der «tageszeitung» den Vor­

wurf zurück, dass es bei der Visa-
Vergabe auch nach seinem Eingrei­
fen 2003 schwere Missstände gege­
ben habe. «Das ist falsch», sagte 
der Grünen-Politiker. Einen Bericht 
der «Süddeutschen Zeitung» über 
Visa-Probleme in Kiew bis ins Jahr 
2004 wies Aussenamtssprecher 
Walter Lindner als «schlichtweg 
falsch» zurück. " " (AP) 

USA loben 
UNO beschliessen weltweiten Vertrag gegen NuklearTerrorismus 
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IntaraatlaiialM Vartrag i w t -
mummu I M H i  SOn U S   n r a n s  
v M  m i m  m u M wm n  inn m r  
HaaranWaffan raduzfartn. 
Die Konvention, die von Russland 
initiiert worden war, sieht die welt­
weite Verfolgung aller Personen 
und Gruppen vor, die sich Nuklear­
material mit dem Ziel von Anschlä­
gen verschaffen. 

Neben dem illegalen Besitz von 
radioaktiven Stoffen soll auch jed­
wede Androhung von Terroran­
schlägen mit solchem Material als 
schweres Verbrechen eingestuft und 
verfolgt werden. Die USA lobten 
den Vertrag, der erst noch von den 
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teilnehmenden Staaten ratifiziert 
werden muss, in einer Stellungnah­

me als Beweis dafUr, dass «die 
UNO im Kampf gegen Terrorismus 

eine bedeutende Rolle spielen kön­
nen». Zugleich dankte die UNO-
Mission der USA Russland für des­
sen Führungsrolle bei den Verhand­
lungen Uber den Vertragstext. 

Die «Internationale Konvention 
zur Unterdrückung von Handlun­
gen des Nuklear-Terrorismus» wird 
bei der New Yorker Gipfelkonfe­
renz zum 60. Jahrestag der Grün­
dung der Vereinten Nationen vom 
14. bis 16. September zur Unter­
zeichnung ausgelegt. 

Der Vertrag tritt nach der Ratifi­
zierung durch mindestens 22 Teil­
nehmerstaaten in Kraft Die UNO-
Vollversammlung appellierte am 
Mittwoch zugleich an alle >191 
UNO-Mitgliedsstaaten, der Kon­
vention beizutreten. 

Karame verzichtet 
Keine Regierungsbildung im Libanon 

von seinem Amt als Ministerpräsi­
dent zurückgetreten, von Lahoud 
aber erneut mit der Regierungsbil­
dung beauftragt worden. ScMHara Ka iHMawiaf  

p r i sMaa t  Snwr  Karami a n  

Seine Bemühungen um die Bil­
dung einer neuen Regierung seien 
nach fünf Wochen «in ein«- Sack­
gasse» angelangt, sagte Kaiamd 
am Mittwoch in Beirut. Er habe 
Präsident Emile Lahoud davon 
unterrichtet, dass er den Auftrag 
zur Regierungsbildung zurückge­
be, sagte er vor den Medien. . 

K&ramä war nach Massenprotes­
ten der Opposition Ende Februar 

Regierungsgegner drohten mit Pro­
testaktionen. Mehrere Opposi­
tionsparteien stünden miteinander 
in Kontakt, um «Massnahmen fUr 
einen Generalstreik und friedliche 
Demonstrationen» zu eingreifen, 
sagte ein Oppositionspolitiker. 

Es sei nun klar, dass der Ent­
scheidung Karamds ein Entschluss 
vorausgegangen sei, die Wahlen zu 
verzögern und das Mandat des am­
tierenden Parlaments zu verlän­
gern. (sda/afp/dpa) 
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